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'50 Millionen für Kaufhaus-Insolvenzverwalter!' - 'Fünf
Millionen Euro für zehnwöchige Tätigkeit!': Die Höhe der
Vergütung des Insolvenzverwalters hat auch abseits der
spektakulären Fälle erheblich an Bedeutung gewonnen.
Mit der Aufhebung oder Einstellung des Insolvenzverfahrens
endet die Tätigkeit des Insolvenzverwalters, der im Rahmen
der Verfahrenskosten seine Vergütung nach Maßgabe der
Insolvenzrechtlichen Vergütungsverordnung (InsVV) geltend
macht. Die Vergütung wird nach Regelsätzen gewährt, die
sich nach dem Wert der Insolvenzmasse zur Zeit der
Beendigung des Insolvenzverfahrens berechnen.
Der neue Kommentar erläutert die InsVV praxisorientiert
unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung und
Literatur.
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Vorwort

Seit dem Inkrafttreten der Insolvenzrechtlichen
Vergütungsverordnung (InsVV) vom 19.8.1998 (BGBl.  I.
S.  2205) mit Wirkung zum 1.12.1999 war die Verordnung
umfangreichen Änderungen unterworfen.
Zu erwähnen ist hier zunächst die erste Verordnung zur
Änderung der insolvenzrechtlichen Vergütungsordnung vom
4.10.2004 (BGBl.  I. S.  2569).1 Gemäß den Vorgaben des
BGH,2 der nach Einführung der Stundungsverfahren für
natürliche Personen (§§  4a ff. InsO) die Mindestvergütung
des Insolvenzverwalters und Treuhänders für ab dem
1.1.2004 eröffnete Verfahren für verfassungswidrig erklärt
hatte, wurde in §§  2 Abs.  2, 13 Abs.  1 Satz  3 InsVV eine
Neuregelung der Mindestvergütung vorgenommen.
Gleichzeitig wurde die Regelung zur Auslagenpauschale in
§  8 Abs.  3 InsVV modifiziert und die Regelung zur Vergütung
des vorläufigen Insolvenzverwalters konkretisiert.
In Folge der Beschlüsse des BGH vom 14.12.20053 und vom
13.7.20064 zur Einbeziehung der Aus- und
Absonderungsrechte bei der Berechnung der Vergütung des
vorläufigen Insolvenzverwalters und der hieran geäußerten
Kritik erging die zweite Verordnung zur Änderung der
insolvenzrechtlichen Vergütungsverordnung vom
21.12.2006 (BGBl.  I. S.  3389).5 Hierdurch wurde der
vorherige Rechtszustand wieder hergestellt, wonach Aus-
und Absonderungsrechte in die Berechnungsgrundlage für
die Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters
einzubeziehen sind, sofern er sich hiermit in erheblichem
Umfang befasst hat, §  11 Abs.  1 Satz  4 InsVV. Vergleiche
hierzu allerdings auch die Beschlüsse des BGH vom
15.11.2012. Zudem wurde in §  11 Abs.  2 InsVV eine
Korrekturmöglichkeit für bereits rechtskräftig festgesetzte
Vergütungen des vorläufigen Verwalters eingeführt, sofern



sich im Nachhinein Wertdifferenzen der bei der
Berechnungsgrundlage in Ansatz gebrachten
Vermögenswerte ergeben.
Weitere Änderungen hat die InsVV in Folge der Neuerungen
durch das Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung
von Unternehmen (ESUG) vom 7.12.2011 (BGBl.  I S.  2582)
erfahren. In dem neu eingefügten §  17 Abs.  2 InsVV ist
nunmehr die Vergütung des vorläufigen
Gläubigerausschusses (§§  21 Abs.  1 Nr.  1 lit.  a), 22a InsO)
kodifiziert. Gleichzeitig wurde die aktuelle Diskussion zur
Zuständigkeit des Insolvenzgerichts für die Festsetzung der
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters im Falle der
Nichteröffnung des Insolvenzverfahrens aufgegriffen und in
§  26a InsO festgelegt. Durch das 1.  Gesetz zur Änderung des
§  522 ZPO6 wurde zudem die Aufhebung des §  7 InsO
beschlossen. Danach ist eine Rechtsbeschwerde nur noch
statthaft, wenn das Beschwerdegericht sie in dem Beschluss
zugelassen hat (§  574 Abs.  1 Nr.  2 ZPO). Ziel dieser
Neuregelung ist eine merkliche Entlastung des BGH.
Ganz aktuell sind die Änderungen im Zusammenhang mit
dem Gesetz zur Verkürzung des
Restschuldbefreiungsverfahrens, zur Stärkung der
Gläubigerrechte und zur Insolvenzfestigkeit von Lizenzen
vom 15.7.2013 (BGBl.  I S.  2379). Zum einen hat der
Gesetzgeber mit Wirkung zum 19.7.20137 in dem neu
eingefügten §  63 Abs.  3 InsO, der den Sätzen 1–3 des §  11
Abs.  1 InsVV a.  F. entspricht, erstmals die Vergütung des
vorläufigen Insolvenzverwalters gesetzlich geregelt.
Gleichzeitig hat er die Kritik an der Verfassungsmäßigkeit
der Abänderungsbefugnis des Insolvenzgerichts bzgl. der
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters (§  11 Abs.  2
InsVV a.  F.) durch eine gesetzliche Festschreibung in §  63
Abs.  3 Satz  4 InsO ausgeräumt. Zudem wurde die
Verordnungsermächtigung in §  65 InsO8 auf die Vergütung
des vorläufigen Insolvenzverwalters sowie das



Festsetzungsverfahren erweitert. Darüber hinaus ist hier die
Aufhebung der bisherigen Regelung zur Vergütung des
Treuhänders im vereinfachten Insolvenzverfahren gem. §  13
InsVV mit Wirkung vom 1.7.2014 zu nennen.9 Die bisherige
Staffelvergütung von 15  % der Insolvenzmasse sowie die
Mindestvergütung von 600  € einschließlich Erhöhung in
Abhängigkeit von der Zahl der anmeldenden Gläubiger
werden aufgegeben. Grds. ist nunmehr die Vergütung in
allen Fällen nach §  2 InsVV zu berechnen. Lediglich die
Mindestvergütung nach §  2 Abs.  2 Satz  1 InsVV wird gem.
§  13 InsVV n.  F. auf 800  € ermäßigt. Zudem wurde für die
künftig10 nach §  5 Abs.  2 InsO im schriftlichen Verfahren
durchzuführenden Kleinverfahren in §  3 Abs.  2 lit.  e) InsVV
ein entsprechender Abschlag eingeführt.
Gerade die Vielzahl der in den letzten Jahren zur InsVV
ergangenen Entscheidungen hat gezeigt, in welchem Maße
hier noch Klärungsbedarf bestand. Darüber hinaus darf aber
auch nicht außer Acht gelassen werden, dass in den letzten
Jahren die Beantragung der Regelvergütung ohne weitere
Zuschläge immer mehr zur Ausnahme geworden ist. Diesem
Umstand wird nunmehr dadurch Rechnung getragen, dass
die InsVV in einem eigenen Band behandelt wird. Hierbei
wurde die Literatur mit Stand vom April 2014 berücksichtigt.
Hinsichtlich der aktuellen Rechtsprechung wurden bis zum
30.4.2014 veröffentlichte Entscheidungen eingearbeitet.
Berlin, Mai 2014 Katrin Amberger
  Verfasserin
1  Anhang 2.
2  BGH, Beschl. v. 15.1.2004 – IX ZB 96/03 – ZInsO  2004, 257

(Insolvenzverwalter); BGH, Beschl. v. 15.1.2004 – IX ZB 46/03 – ZInsO  2004,
263 (Treuhänder).

3  BGH, Beschl. v. 14.12.2005 – IX ZB 256/04 – ZIP 2006, 621.
4  BGH, Beschl. v. 13.7.2006 – IX ZB 104/05 – ZInsO  2006, 811.
5  Anhang 3.
6  Gesetz v. 21.10.2011 (BGBl.  I S.  2082), m.  W.  v. 27.10.2011.
7  Art.  9 Satz  2 Gesetz v. 15.7.2013 (BGBl.  I S.  2379), klarstellend insoweit

Art.  103h Satz  3 EGInsO.



8  M.W.v. 19.7.2013, Art.  9 Satz  2 Gesetz v. 15.7.2013 (BGBl.  I S.  2379),
klarstellend insoweit Art.  103h Satz  3 EGInsO.

9  §  19 Abs.  4 InsVV n.  F.
10  M.W.v. 1.7.2014, Art.  9 Satz  1 Gesetz v. 15.7.2013 (BGBl.  I S.  2379).
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I. Entstehungsgeschichte
1. Historie
1 Die Vergütung des Konkursverwalters sowie der
Mitglieder des Gläubigerbeirates und des
Gläubigerausschusses wurde erstmalig durch die
Ausführungsverordnung des Reichsjustizministeriums vom
22.2.193611 einheitlich geregelt. Zwar ermächtigte § 85
Abs. 2 KO die Landesjustizverwaltungen zum Erlass
allgemeiner Anordnungen, hiervon war jedoch nur
vereinzelt Gebrauch gemacht worden. Lediglich der
württembergische und der badische Justizminister hatten
in den Jahren 1900 und 1905 entsprechende
Bestimmungen erlassen.12 Zum Teil waren von den
Gerichten selbst eigene Richtlinien entwickelt worden.13

Solche „Tarife“ – ohne bindenden Charakter – gab es u. a.
in Berlin, Hamburg, Leipzig und München.
2 Aufgrund der gestiegenen Geschäftskosten entwickelte
sich jedoch in der Rechtsprechung der Konkursgerichte
Anfang der 50er Jahre eine Anhebung der Richtliniensätze
durch die Gewährung von Zuschlägen. Dies wurde zum
Anlass genommen, die bis dahin geltenden Richtlinien
durch die Einführung der Verordnung über die Vergütung
des Konkursverwalters, des Vergleichsverwalters, der
Mitglieder des Gläubigerausschusses und der Mitglieder
des Gläubigerbeirats, die am 25.5.1960 erlassen und am
1.10.1960 in Kraft trat, zu ändern.14

3 Einige Bereiche blieben allerdings weiterhin
ungeregelt, so z. B. die Vergütung des im
Eröffnungsverfahren bestellten Sequesters. Darüber hinaus
ergaben sich durch die geplante Einführung der
Insolvenzordnung anstelle der Konkursordnung neue
Aufgabenbereiche für den Insolvenzverwalter. Zudem
erwiesen sich auch die sich aus der VergVO ergebenden



Vergütungsansätze aufgrund der steigenden
Lebenshaltungskosten als nicht mehr ausreichend. Vor
diesem Hintergrund hatte sich in der Vergangenheit zur
Festsetzung einer angemessenen Vergütung bereits
eingebürgert, für das Normalverfahren eines
Konkursverfahrens eine vierfache, für das Normalverfahren
eines Gesamtvollstreckungsverfahrens eine fünffache
Regelvergütung festzusetzen. Ferner zeigte sich eine
verstärkte Reduzierung der Berechnungsgrundlage
aufgrund der zu befriedigenden Aus- und
Absonderungsrechte, was letztlich zu neuem
Regelungsbedarf führte.
4 Des Weiteren wurde mit der Insolvenzordnung eine
Neuregelung des Insolvenzverfahrens weg von der
Liquidation des insolventen Unternehmens hin zur
Sanierung des Schuldners, sei es durch übertragende
Sanierung oder Insolvenzplan, angestrebt. Dies führte
parallel zu einer stärkeren Fokussierung auf die
Betriebsfortführung. Auch diese Aspekte galt es, im neuen
Vergütungsrecht umzusetzen.
5 Letztlich erfolgte zeitgleich mit der Neuregelung des
Insolvenzrechts durch die Insolvenzordnung auch die
Ausarbeitung einer neuen Verordnung zur
insolvenzrechtlichen Vergütung.
6 Zur Reform des Insolvenzrechts wurde im Jahr 1978
eine Kommission berufen, die ein einheitliches
Insolvenzverfahren ausarbeiten sollte. Die Vorschläge
dieser Kommission wurden vom Bundesministerium der
Justiz in zwei Berichten in den Jahren 198515 und 198616

veröffentlicht. Der 2. Bericht der Kommission für
Insolvenzrecht enthielt diverse Änderungsvorschläge auch
zum Vergütungsrecht. Erst im Jahr 1989 wurde letztlich ein
Referentenentwurf vorgelegt;17 die Neuregelungen zum
Vergütungsrecht fanden sich in § 70a. Die dortigen



Vorschläge wurden jedoch mehrfach überarbeitet und
mündeten letztlich in einem überarbeiteten Entwurf einer
insolvenzrechtlichen Vergütungsverordnung.18 Dieser
Entwurf führte letztlich mit geringfügigen Änderungen zur
insolvenzrechtlichen Vergütungsverordnung vom
19.8.1998.19 Die Rahmenbedingungen des neuen
Vergütungsrechts ergeben sich aus den §§ 63 bis 65 InsO.
Obwohl nur sehr kurz formuliert, entsprechen diese
Regelungen dem Bestimmtheitsgebot des Art. 80 Abs. 1
Satz 2 GG.20 Inhalt, Zweck und Ausmaß der
Ermächtigungsgrundlage sind noch hinreichend
bestimmt.21 Für die Vergütung des vorläufigen
Insolvenzverwalters erfolgte mit Wirkung zum 19.7.201322

durch Einfügung des § 63 Abs. 3 InsO eine Klarstellung. In
§ 65 InsO wurde die Verordnungsermächtigung auf die
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters sowie das
Festsetzungsverfahren erweitert.
7 § 63 InsO beschreibt grundlegend den
Vergütungsanspruch des (vorläufigen) Insolvenzverwalters.
Neben einem Anspruch auf Vergütung für seine
Geschäftsführung hat der Insolvenzverwalter auch einen
Anspruch auf Erstattung angemessener Auslagen. Darüber
hinaus trifft § 63 Abs. 1 Satz 1 InsO bereits eine Aussage
dazu, dass der Insolvenzverwalter für seine Tätigkeit
angemessen vergütet werden muss. In § 63 Abs. 1 Satz 2
InsO ist festgelegt, dass die Vergütung nach dem Wert der
Insolvenzmasse zur Zeit der Beendigung des
Insolvenzverfahrens berechnet wird. Damit bezieht sich
die Regelung auf die Festlegung der Insolvenzmasse in den
§§ 35 ff. InsO. Gleichzeitig stellt § 63 Abs. 1 Satz 3 InsO fest,
dass es sich nicht um ein starres Vergütungssystem
handelt, sondern den Schwierigkeiten des Einzelfalles
durch Abweichungen vom Regelsatz Rechnung zu tragen
ist. Mit Einführung der Kostenstundung in den §§ 4a ff.



InsO wurde auch ein Anspruch gegen die Staatskasse
normiert, § 63 Abs. 2 InsO.
8 Demgegenüber regelt § 64 InsO die Formalien der
Vergütungsfestsetzung. Zunächst legt § 64 Abs. 1 InsO
fest, dass die Vergütungsfestsetzung durch das
Insolvenzgericht durch Beschluss erfolgt. § 64 Abs. 2 InsO
bestimmt, dass der Beschluss öffentlich bekannt zu machen
ist (§ 9 InsO). Zwar schreibt § 64 Abs. 2 Satz 1 Hs. 2 InsO
eine besondere Zustellung an den Schuldner und die
Mitglieder des Gläubigerausschusses vor, allerdings gilt
insoweit auch die Bekanntmachungsfiktion des § 9 Abs. 3
InsO. Hinsichtlich der Veröffentlichung ist zudem geregelt,
dass keine Veröffentlichung der festgesetzten Beträge,
sondern nur ein Hinweis auf die Einsichtsmöglichkeit des
vollständigen Beschlusses in der Geschäftsstelle erfolgt,
§ 64 Abs. 2 Satz 2 InsO. Nach § 64 Abs. 3 InsO steht dem
Verwalter, dem Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger
gegen den Vergütungsfestsetzungsbeschluss die sofortige
Beschwerde zu. Aus der Rechtsmittelfähigkeit des
Vergütungsfestsetzungsbeschlusses ergibt sich zugleich
das Erfordernis einer ausreichenden Begründetheit des
Beschlusses. Die Einzelheiten der sofortigen Beschwerde
richten sich nach § 567 ZPO, insbesondere dessen Abs. 2,
wonach der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 €
übersteigen muss.
9 Haben § 63 InsO die Einzelheiten des
Vergütungsanspruches und § 64 InsO das
Festsetzungsverfahren geregelt, so wurde in § 65 InsO eine
Verordnungsermächtigung geschaffen. Diese gestaltet
das Vergütungsrecht nach den Maßgaben der §§ 63, 64
InsO aus.
10 In § 73 InsO wird der Vergütungsanspruch der
Mitglieder des Gläubigerausschusses umrissen, der in
Abs. 2 auf die gesetzliche Festlegung in § 63 Abs. 2 InsO



sowie die §§ 64 und 65 InsO verweist. Eine entsprechende
Regelung ist in § 293 InsO für die Vergütung des
Treuhänders im Restschuldbefreiungsverfahren enthalten.
Für den Sachwalter im Falle der Eigenverwaltung erklärt
§ 274 Abs. 1 InsO die §§ 63 bis 65 InsO für entsprechend
anwendbar.
2. Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung
(InsVV)
11 In § 65 InsO wird das Bundesministerium der Justiz
gemäß Art. 80 Abs. 1 Satz 1 GG ermächtigt, die Vergütung
und die Erstattung der Auslagen des Insolvenzverwalters
durch Rechtsverordnung näher zu regeln. Diese
Ermächtigung erstreckt sich auch auf die Vergütung des
vorläufigen Insolvenzverwalters (§ 21 Abs. 2 Nr. 1 InsO)23,
die Vergütung der Gläubigerausschussmitglieder (§ 73
Abs. 2 InsO), die Vergütung des Sachwalters (§ 274 Abs. 1
InsO), die Vergütung des Treuhänders (§ 293 InsO) sowie
die Vergütung des Treuhänders im vereinfachten
Insolvenzverfahren (§ 313 Abs. 1 InsO). Hiervon hat das
Bundesministerium der Justiz in Form der
Insolvenzrechtlichen Vergütungsverordnung (InsVV) vom
19.8.1998 (BGBl. I. S. 2205) Gebrauch gemacht. Die
Verordnung ist zum 1.12.1999 in Kraft getreten, § 20 InsVV.
12 Erstmals wurden durch die InsVV Regelungen für die
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters getroffen.
Zudem wurde entsprechend den Regelungen der InsO über
eine Massebeteiligung im Falle der Verwertung von mit
Drittrechten belasteten Gegenständen (§§ 170, 171 InsO)
auch eine Berücksichtigung dieses Mehraufwandes bei der
Vergütungsfestsetzung des Insolvenzverwalters
vorgenommen. Im Verhältnis zu den vorherigen Entwürfen
wurde zudem die degressiv ausgestaltete
Verwaltervergütung nach oben hin durch zwei weitere



Obergrenzen gedeckelt. Diese wurden auf 50 Mio. DM bzw.
100 Mio. DM festgesetzt.
13 Erste Änderungen hat die InsVV durch Art. 12 des
Rechtspflege-, Straf- und Ordnungswidrigkeiten-Gesetzes –
Euro-Einführungsgesetz vom 13.12.2001 (BGBl. I. S. 3574)
– erfahren, welches zum 1.1.2002 in Kraft getreten ist.
Danach wurden die in § 2 InsVV in DM genannten
Staffelsätze nicht nach dem amtlichen Euro-
Umrechnungskurs von 1:1,95583, sondern im Verhältnis
1:2 in Euro übertragen. Dies führte gerade bei höheren
Beträgen und gleichzeitig auf die Regelvergütung nach § 3
InsVV gewährten Zuschlägen zu erheblichen Abschlägen
bei der Vergütung. Eine Übergangsregelung für vor dem
1.1.2002 eröffnete Verfahren existiert nicht, allerdings ist
aus Vertrauensschutzgründen die Vergütung nach den
zuvor geltenden Staffelsätzen zu ermitteln und sodann
nach dem amtlichen Kurs in Euro umzurechnen.24

Mittelbare Änderungen waren bereits durch das InsO-
Änderungsgesetz25 erfolgt, mit dem durch die Einführung
der Stundung der Verfahrenskosten in §§ 4a ff. InsO i. V. m.
§ 63 Abs. 2 InsO ein Anspruch des Insolvenzverwalters auf
Ausgleich seiner Vergütung und Auslagen gegen die
Staatskasse begründet wurde. Durch das ZPO-
Reformgesetz26 erfolgte zudem eine Änderung bezüglich
der gegen einen Vergütungsbeschluss gegebenen
Rechtsmittel. War zunächst nach § 7 Abs. 1 InsO a. F. gegen
eine Entscheidung des Landgerichts als Beschwerdegericht
die sofortige weitere Beschwerde nach § 568 ZPO a. F. zum
Oberlandesgericht gegeben, so war dies nach § 7 InsO n. F.
die Rechtsbeschwerde gemäß § 574 Abs. 1 Nr. 1 ZPO n. F.,
für die nach § 133 GVG eine Zuständigkeit des BGH
bestand. Durch das 1. Gesetz zur Änderung des § 522
ZPO27 wurde nunmehr die Aufhebung des § 7 InsO
beschlossen. Dies hat zur Folge, dass über § 4 InsO die
§§ 574 ff. ZPO zur Anwendung kommen, wonach eine



Rechtsbeschwerde nur statthaft ist, wenn das
Beschwerdegericht sie in dem Beschluss zugelassen hat
(§ 574 Abs. 1 Nr. 2 ZPO).
14 Nach geringfügigen Änderungen durch Abschnitt 5
§ 23 des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes vom
5.5.2004 (BGBl. I. S. 718) erging am 4.10.2004 eine erste
Verordnung zur Änderung der insolvenzrechtlichen
Vergütungsordnung (BGBl. I. S. 2569).28 Diese trat am
7.10.2004 in Kraft und findet nach § 19 InsVV (2004) bzw.
nunmehr § 19 Abs. 1 InsVV auf alle ab dem 1.1.2004
eröffneten Verfahren Anwendung. Die
Änderungsverordnung betraf im Wesentlichen die
Regelungen zur Mindestvergütung in § 2 Abs. 2 InsVV und
§ 13 Abs. 1 Satz 3 InsVV sowie den Auslagenersatz in § 8
Abs. 3 InsVV. Umgesetzt wurden hierdurch die Vorgaben
des BGH in seinen Entscheidungen vom 15.1.2004,29 mit
denen dieser die Mindestvergütung des
Insolvenzverwalters und Treuhänders für ab dem 1.1.2004
eröffnete Verfahren für verfassungswidrig erklärt und den
Verordnungsgeber zu einer Neuregelung aufgefordert
hatte. Hintergrund hierfür waren die seit dem 1.12.2001 in
einer Vielzahl eröffneten Insolvenzverfahren natürlicher
Personen, denen nach §§ 4a ff. InsO die Verfahrenskosten
gestundet wurden. Rechtspolitisches Ziel dieser Regelung
ist es, auch Personen mit geringem oder keinem Vermögen
eine Restschuldbefreiung zu ermöglichen, die ansonsten an
§§ 207, 289 InsO gescheitert war. Diese Massenverfahren
führten zu einer verstärkten Belastung der
Insolvenzverwalter, aber auch der Gerichte, die durch die
bis dahin geltende Regelung zur Mindestvergütung nicht
angemessen honoriert wurde. Belief sich die
Mindestvergütung vor der Änderung auf 500 € (§ 2 Abs. 2
InsVV a. F.) bzw. 250 € (§ 13 Abs. 1 Satz 3 InsVV a. F.), so
wurde die Mindestvergütung nunmehr in Abhängigkeit von
der Gläubigerzahl auf 1.000 € (§ 2 Abs. 2 InsVV n. F.) bzw.


